
zu sprechen, sie im Prozeß zu vertreten und über die 
Zukunft der Stiftung zu befinden. Die Befugnis ergebe 
sich besonders daraus, daß sie auf Lebenszeit ernannt 
wurden.
Richter Cross untersuchte auch diese Behauptung sehr 
gründlich. Er analysierte dabei vor allem folgende 
Probleme:

X. Am 23. Juni 1945 — unmittelbar vor der Abreise 
der ehemaligen Geschäftsleitungsmitglieder nach West­
deutschland — fand eine Beratung statt, an der neben 
dem Stiftungskommissar, Dr. Arno Barth, die Herren 
Bauersfeld, Henrichs, Joos und Küppenbender als ehe­
malige Geschäftsleitungsmitglieder teilnahmen. Sie er­
klärten zu dieser Zeit ihren Rücktritt als Geschäfts­
leitungsmitglieder gegenüber dem Stiftungskommissar.
2. Am 28. Januar 1946 antworteten die ehemaligen Ge­
schäftsleitungsmitglieder auf eine Anfrage der durch 
Dr. Barth neu ernannten Geschäftsleitungsmitglieder 
der Jenaer Stiftungsbetriebe folgendes:

„... Um Ihnen den Weg statutengemäßer Bestellung 
zu ordentlichen Geschäftsleitungsmitgliedern eröffnen 
zu können, haben wir Sie deswegen Ende Juni vori­
gen Jahres dem Herrn Stiftungskommissar als unsere 
Nachfolger vorgeschlagen und Ihnen die Geschäfte 
übergeben.“

Und an anderer Stelle:
„ . . .  Stimmen wir sonach in der Beurteilung der 
Rechtsverhältnisse durchaus überein, so werden Sie 
auch mit uns den anempfohienen Rücktritt für gegen­
standslos halten. Die durch diese Empfehlung er­
strebte Lage ist zu Ihren Gunsten bereits hergestellt. 
Haben wir somit keine Funktionen als Geschäftsleiter 
mehr inne, so können uns solche selbstredend auch 
nicht durch ein politisches Ausschlußverfahren ge­
nommen werden.“

Der englische Rechtsanwalt H o n i g  hat in seinem für 
diesen Prozeß angefertigten Gutachten vom 11. No­
vember 1963 dazu Stellung genommen und ausgeführt: 

„Falls es keine ausdrückliche Bestimmung über die 
Beachtung formeller Bestimmungen gibt, kann ein 
Rücktritt der Leitung nach dem Carl-Zeiss-Statut 
und nach deutschem Recht mündlich erfolgen. Eine 
Forderung nach schriftlichem Rücktritt stellt das 
Stiftungsstatut nicht auf, so daß dieser Grundsatz 
hier in vollem Umfange Gültigkeit hat. Da außer­
dem die Rücktrittsbestätigung zu einem späteren 
Zeitpunkt schriftlich wiederholt wurde, sind alle 
Zweifel ausgeschlossen, daß es sich um einen tat­
sächlichen Rücktritt handelt.“

Nach einer gründlichen Analyse des gesamten Streit­
stoffes kam Richter Cross nach eigener rechtlicher Wür­
digung aller Umstände im Urteil vom 6. März 1964 zu 
folgendem Ergebnis:
1. Die in Westdeutschland ergangenen Urteile- der Ge­
richte im Zeiss-Verfahren können für den englischen 
Richter nicht res judicata sein, da sie ohne gründliche 
Prüfung des Sachverhalts, nicht zur gleichen Streitfrage 
und unter Mißachtung grundlegender gesetzlicher Be­
stimmungen zustande gekommen bzw. erlassen worden 
sind. Die Urteile sind „rechtswidrig“ (perverse), und 
die westdeutschen Richter haben zur Lösung des ihnen 
vorliegenden Problems nicht ihr „juristisch Bestes“ 
(judicial best) getan.
2. Der Sitz der Carl-Zeiss-Stiftung ist nach wie vor 
Jena; einen anderen Sitz gibt es nicht.
3. Auch nach der Enteignung der Stiftungsbetriebe ist 
die Stiftung nicht untergegangen; sie existiert nach 
den maßgebenden Gesetzen der Deutschen Demokrati­
schen Republik nach wie vor. Für die Carl-Zeiss- 
Stiftung zu Jena ist das Recht der Deutschen Demo­
kratischen Republik anzuwenden.
4. Der Rat des Bezirks Gera ist die jetzige Stiftungs­
verwaltung der Carl-Zeiss-Stiftung zu Jena und als 
solche berechtigt, die Stiftung in Prozessen zu ver­

treten bzw. andere mit ihrer Vertretung zu beauf­
tragen.
5. Die ehemaligen Geschäftsleitungsmitglieder der 
Stiftungsbetriebe sind durch mündliche Erklärung 
gegenüber dem Stiftungskommissar im Jahre 1945, die' 
im Januar 1946 nochmals schriftlich bestätigt wurde, 
ordnungsgemäß zurückgetreten und deshalb nicht mehr 
berechtigt, die Stiftungsbetriebe bzw. die Carl-Zeiss- 
Stiftung selbst zu vertreten.
6. Der Antrag auf Abweisung der Klage durch das sog. 
Zeiss-Unternehmen in Heidenheim ist deshalb nicht 
berechtigt.
Auswirkungen des Urteils des High Court
Das Urteil des High Court erregte in der westlichen 
Welt großes Aufsehen. Die Meinungsäußerungen 
reichen von der Kritik an der Prozeßvertretung des 
westdeutschen Unternehmens bis zur Kritik an Richter 
Cross. Dieser wird vor allem wegen seiner Bemer­
kungen, die er im Hinblick auf die Praxis der Rechts­
findung westdeutscher Gerichte machte, und wegen 
seiner Einstellung in bezug auf das für diesen Prozeß 
gültige Rechtssystem der DDR angegriffen.
Unter der Überschrift ,,Zeiss bangt um seinen Namen“, 
berichtete der „Kölner Stadtanzeiger“ von einem Inter­
view mit Dr. D a v i d ,  dem Rechtsberater des west­
deutschen Pseudo-IJnternehmens und Urheber der 
Idee von der „Sitzverlegung“ der Carl-Zeiss-Stiftung 
von Jena nach Westdeutschland:

„Das Urteil des englischen Richters ist nicht nur 
juristisch bedenklich, sondern vor allem politisch 
instinktlos. Dem englischen Richter ist es mißlungen, 
politische Fakten ins Rechtliche zu übersetzen . . . 
Sollten die englischen Gerichte bei der bisher ver­
tretenen Meinung bleiben, ist dies nicht nur ein wirt­
schaftliches Fiasko, sondern ein nationales Unglück — 
die Kommunisten und Terroristen kämen damit 
ihrem großen Ziel der Anerkennung auch auf diesem 
Wege ein ganzes Stück näher.. ,“13 

Deutlich ist zu ersehen, daß es neben dem ökonomischen 
Wert des Namens „Zeiss“ um ein zweites Problem 
geht. Man befürchtet, daß gerade durch diesen Prozeß 
eine allzugroße „Aufwertung“ der Deutschen Demokra­
tischen Republik und ihres Rechtssystems und eine 
Schmälerung des Ansehens der Bundesrepublik — vor 
allen Dingen ihrer Gerichtsbarkeit und ihrer unlaute­
ren staatlichen Methoden im internationalen Maßstab — 
eintreten könnte. Alles ist darauf ausgerichtet, aus 
Unrecht Recht zu machen und sich dazu jedes beliebi­
gen Mittels zu bedienen. Nur so lassen sich die Maß­
nahmen erklären, die nach der Entscheidung des High 
Court vom 6. März 1964 von dem westdeutschen 
Pseudo-Unternehmens eingeleitet wurden.
Die erste und wohl verblüffendste Maßnahme war die, 
daß bis auf Mr. Shelford allen in diesem Prozeß bis­
her tätigen englischen Anwälten das Mandat entzogen 
wurde. Sicherlich wird es nicht möglich sein, diesen 
ausgezeichneten Rechtsanwälten Mängel in der recht­
lichen Verteidigung vorzuwerfen.
Die zweite Maßnahme war ein Antrag des Heiden- 
heimer Unternehmens vom 27. Juli 1964 an das Be­
rufungsgericht unter Leitung des dritthöchsten engli­
schen Richters, Lord D e n n i n g 1 4 ,  das Gericht möge 
der britischen Regierung folgende Fragen vorlegen: 

„Hat die Regierung Ihrer britischen Majestät
1. die Deutsche Demokratische Republik und
2. die Regierung der Deutschen Demokratischen Re­

publik anerkannt?
Wenn ja, wann erfolgte diese Anerkennung und war 
sie de jure oder de facto?“

Diesem Antrag wurde entsprochen. Es ist also damit 
zu rechnen, daß der britische Außenminister Butler sich * 11

ri Kölner Stadtanzeiger vom 21./22. März 1964.
11 Lord Denning führte im Aufträge der britischen Regierung 
seinerzeit die Untersuchung im berüchtigten Prolumo-Skandal.
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